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Bilingualer Fachunterricht an berufsbildenden Schulen

Unterrichtsmodul
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Berufsfeld:

Wirtschaft und Verwaltung



Berufe:


verschiedene Berufe

Unternehmensformen
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Types of business
Target Group: 


      Students of business studies

Prior Knowledge:


None

Level of Language Skills:
Threshold (B1)

Follow-Ups:


Any
Objectives:
The students should know something about the different types of business in German and English law

Benefits:



Students should be able to answer the following questions:

· What are the different types of business?

· Which are the advantages and disadvantages of each type?

· Which type or business would you open in different situations?

At the end of the lessons the students should be able to explain the different types of business. 

They should know the typical features of each type of business, that means that they have to know the legal provisions for each type especially the duties and rights. They should know the technical terms and be able to explain which functions these terms have. They should also know the differences between the German and the English types of business. And they should be able to decide which type of business they would prefer and raise under given circumstances.

	Unter-richtszeit

(Erfah-rung
	Inhalt
	Aktivitäten
	Medien
	Methods
	Fertigkeiten

	20 Minuten
	Ausgangsfall

Sie woollen eine Unternehmung in Deutschland gründen: Welche Rechtsformen können Sie wählen?
	Lehrer und Schüler  entwickeln den Ausgangsfall

-

Brainstorming
	Tafel oder Folie

(1)
	Gespräch 
	hören, Sprechen,

argumentieren,

objektive Kritik ausdrücken und annehmen

	5 Minuten


	Einführung in das Fragen-Lotto 
	Lehrer gibt Schülern die Texte und erklärt das Fragenlotto
	keine


	Präsentation durch den Lehrer
	zuhören und 

verstehen

	50 Minuten 

(20 Minuten allein + 30 Minuten in Gruppen)


	Fragen-Lotto:

deutsche Unternehmens-formen
	Schüler bearbeiten die Texte und beantworten die Fragen
	Karten,

Texte

A – E,

Arbeitsblatt 

1,

(der Lehrer kann wählen zwischen den Original-texten

und einer vereinfach-ten Version

AS – ES1,
BGB
	Lotto,

arbeitsteilige

Gruppen-arbeit
	alleine arbeiten,

Selbstmotivation,

Teamarbeit

	60 Minuten
	Lotto: deutsche  Unternehmens-formen
	Schüler präsentieren ihre Ergebnisse,

anderen Schüler und Lehrer berichtigen evtl. Fehler
	Schlüssel zu der Aufgabe auf Arbeitsblatt 1
	Gespräch
	präsentieren,

sprechen,

hören,

objektive Kritik ausdrücken und annehmen

	30 Minuten
	Üben:

deutsche  Unternehmens-formen


	Schüler lösen die Aufgabe auf dem Arbeitsblatt 2
	Arbeitsblatt 2
	Einzelarbeit
	Anwendung ,

des Wissens,

Selbstmotivation

	15 Minuten


	Kontrolle:

deutsche  Unternehmens-formen


	Schüler lesen ihre Ergebnisse vor und verbessern sich gegenseitig
	Schlüssel zu der Aufgabe auf Arbeitsblatt 2
	Gespräch
	lesen,

hören,

objektive Kritik ausdrücken und annehmen


	5 Minuten


	Einführung ins Gruppenpuzzle  
	Lehrer gibt die Texte aus und erklärt den Schülern das Gruppenpuzzle
	keine 
	Präsentation durch den Lehrer
	hören

	30 Minuten


	Gruppenpuzzle: 

britische Unternehmens-formen


	Schüler lesen den Text und bereiten ihn vor 


	Aufgabe 1, Wörter-bücher


	Einzelarbeit in den Basis-gruppen


	lesen,

arbeiten mit dem Wörterbuch

	45 Minuten


	Gruppenpuzzle

britische Unternehmens-formen


	Schüler bearbeiten in Gruppen den Text und die Aufgaben


	Aufgabe 2, Wörter-bücher


	Gruppen-arbeit

in Experten- gruppen


	lesen,

arbeiten mit dem Wörterbuch,

sprechen, 

hören,

objektive Kritik ausdrücken und annehmen

	45 Minuten 


	Gruppenpuzzle: britische Unternehmens-formen


	Schüler präsentieren ihre Texte den anderen Mitgliedern ihrer Basisgruppe


	Aufgabe 3, 

Wörter-bücher


	Gruppen-arbeit

in Basis-

gruppen


	reading,

working with dictionaries,

listening,

speaking,

	15 Minuten


	Kontrolle: 

britische Unternehmens-formen


	Schüler lesen ihre Lösungen von, vergleichen sie und berichtigen sie, wenn erforderlich
	Schlüssel zur Aufgabe 3
	Gespräch
	sprechen,

hören,

objektive Kritik ausdrücken und annehmen

	20 Minuten 


	Wiederholung:

deutsche und britische Unternehmens-formen


	Schüler bearbeiten die Aufgabe 4
	Aufgabe 4
	Einzelarbeit
	alleine arbeiten,

Selbstmotivation

	20 Minuten


	Kontrolle:

deutsche

britische Unternehmens-formen


	Schüler lesen ihre Lösungen von, vergleichen sie und berichtigen sie, wenn erforderlich
	Schlüssel zu Aufgabe  4
	Gespräch
	sprechen,

hören,

objektive Kritik ausdrücken und annehmen


1 Die Texte unterscheiden sich nicht im Inhalt sondern nur in der sprachlichen Schwierigkeit.

 Tafel oder Folie (1)

(Alternative 1)

Rechtsformen der Unternehmen

[image: image5.wmf] 

 

[image: image6.wmf] 

 


privatrechtliche Unternehmensformen
öffentlich-rechtliche Unternehmensformen
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- Anstalten des öffentlichen Rechts
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- Körperschaften des öffentlichen Rechts


- Stiftungen des öffentlichen Rechts

Einzelunternehmen


- eingetragener Kaufmann

- Kleingewerbetreibende 
Gesellschaften
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Personengesellschaften

sonstige

- GbR 
- eG

  (Gesellschaft bürgerlichen Rechts)
  eingetragene Genossenschaft

- OHG 
- eV

  (Offene Handelsgesellschaft)
  eingetragener Verein

- KG 
- Stiftung des privaten Rechts

  (Kommanditgesellschaft)
- Versicherungsverein

- Partnergesellschaften
  auf Gegenseitigkeit

- Stille Gesellschaft

- GmbH & Co. KG


Kapitalgesellschaften


- GmbH


  Gesellschaft mit beschränkter Haftung


- AG


  Aktiengesellschaft


- KGaA


  Kommanditgesellschaft auf Aktien

Die Unternehmensform ist die rechtliche Verfassung (Rechtsform) der Unternehmung, durch welche die Rechtsbeziehungen der Unternehmung im Innen- (Beziehung innerhalb des Unternehmens) u. Außenverhältnis (Beziehung gegenüber Dritten) geregelt werden.

Tafel oder Folie (1)

(Alternative 2)

Rechtsformen der Unternehmen
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Vorbereitung des Fragen-Lottos

Bereiten Sie die Fragen für jede Unternehmensform vor.

Schreiben Sie diese Fragen auf verschiedenfarbige Kärtchen. Z.B. schreiben Sie die Anweisung „Erläutere die Haftung des Einzelunternehmers“ auf ein blaues Kärtchen. Dann schreiben Sie alle anderen Fragen über den Einzelunternehmer auf  blaue Kärtchen. Den anderen Unternehmens-formen werden andersfarbige Kärtchen zugeordnet. 

Jeder Schüler nimmt eine dieser Fragen zusammen mit dem Text. Dann haben die Schüler Zeit, die Antworten auf die Fragen vorzubereiten. Sie arbeiten ganz alleine.

Dann kommen alle Schüler, die gleichfarbige Karten haben, in einer Gruppe zusammen. Sie arbeiten jetzt zusammen an dem Arbeitsblatt.

Am Ende präsentieren sie ihre Ergebnisse.  

Lotto

A: 
Einzelunternehmen 

B:
OHG

C:
KG

D:
GmbH

E:
AG

Fragen:
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Wie sind die Gründungvoraussetzungen beim Einzelunternehmen?

Wie hoch muss die Kapitaleinlage sein und wie ist die Haftung beim Einzelunternehmen geregelt?

Wer kann Geschäftsführung sein, welche Aufgaben hat er und welche Organe gibt es außerdem 

beim Einzelunternehmen? 

Wie ist die Gewinn und Verlustverteilung beim Einzelunternehmen geregelt?

Welche Vor- und Nachteile ergeben sich beim Einzelunternehmen?
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Wie sind die Gründungvoraussetzungen bei der OHG?

Wie hoch muss die Kapitaleinlage sein und wie ist die Haftung bei der OHG geregelt?

Wer kann Geschäftsführung sein, welche Aufgaben hat er und welche Organe gibt es 

außerdem bei der OHG?

Wie ist die Gewinn und Verlustverteilung bei der OHG geregelt?

Welche Vor- und Nachteile ergeben sich bei der OHG?
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Wie sind die Gründungvoraussetzungen bei der KG?

Wie hoch muss die Kapitaleinlage sein und wie ist die Haftung bei der KG geregelt?

Wer kann Geschäftsführung sein, welche Aufgaben hat er und welche Organe gibt es 

außerdem bei der KG?

Wie ist die Gewinn und Verlustverteilung bei der KG geregelt?

Welche Vor- und Nachteile ergeben sich bei der KG?
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Wie sind die Gründungvoraussetzungen bei der GmbH?

Wie hoch muss die Kapitaleinlage sein und wie ist die Haftung bei der GmbH geregelt?

Wer kann Geschäftsführung sein, welche Aufgaben hat er und welche Organe gibt es 

außerdem bei der GmbH?

Wie ist die Gewinn und Verlustverteilung bei der GmbH geregelt?

Welche Vor- und Nachteile ergeben sich bei der GmbH?

[image: image24.wmf] 


[image: image25.wmf] 

Wie sind die Gründungvoraussetzungen bei der AG?

Wie hoch muss die Kapitaleinlage sein und wie ist die Haftung bei der AG geregelt?

Wer kann Geschäftsführung sein, welche Aufgaben hat er und welche Organe gibt es 

außerdem bei der AG?

Wie ist die Gewinn und Verlustverteilung bei der AG geregelt?

Welche Vor- und Nachteile ergeben sich bei der AG?

Gruppe A:

Die Einzelunternehmung

Wer sich als einzelne Person allein ohne Beteiligung anderer Personen (als Gesellschafter) unternehmerisch betätigen möchte, wählt mit einem Einzelunternehmen die wohl einfachste Rechtsform. Gegründet wird ein Einzelunternehmen durch die Aufnahme der Geschäftstätigkeit. Gesellschaftsverträge sind nicht notwendig. Der Gewerbetreibender wird dann als Kaufmann gemäß § 1 Abs. 1 oder § 2 HGB (Handelsgesetzbuch) oder als sogenannter Kleingewerbetreibender gemäß § 1 Absatz 2 HGB tätig und haftet persönlich mit seinem gesamten, d.h. auch dem privaten, Vermögen.

Die gesetzliche Grundlage für das Einzelunternehmen findet man im HGB von §1 bis §104 geregelt.

Kapitaleinlagen sind gesetzlich nicht zwingend vorgesehen und richten sich eher nach der individuellen Finanzkraft sowie den erforderlichen Investitionen. In der Regel kommen nur einmalige Aufwendungen auf den Existenzgründer zu, etwa für die Eintragung ins Handelsregister.

Nach Einholung eventuell erforderlicher Genehmigungen und Vornahme der notwendigen Anmeldungen - Notwenig ist die Anmeldung beim Gewerbe- sowie beim Finanzamt und bei Beschäftigung von Arbeitnehmern auch beim Arbeitsamt und den Krankenkassen der Beschäftigten -  kann der Einzelunternehmer beginnen. 

Ist der Einzelunternehmer Kaufmann, d.h. muss er sich in das Handelsregister eintragen lassen bzw. lässt er sich freiwillig in das Handelsregister eintragen, hat er zwingend den Rechtsformzusatz "eingetragene Kauffrau", "eingetragener Kaufmann" oder die entsprechenden Abkürzungen wie z. B. "e.K.", "e.Kfr." oder "e.Kfm." zu führen. Darüber hinaus gelten für Einzelkaufleute die Vorschriften des § 37a Handelsgesetzbuch, wonach auf Geschäftspapieren neben Firma und Rechtsform auch der Sitz des Unternehmens, Registergericht und -nummer anzugeben sind.
Ist der Einzelunternehmer nicht Kaufmann, sondern Kleingewerbetreibender und nicht im Handelsregister eingetragen, muss er im Geschäftsverkehr unter seinem Vor- und Zunamen auftreten. Eine Firma, die die Kaufmannseigenschaft und damit eine Eintragung in das Handelsregister voraussetzt, darf er nicht führen. Als Kleingewerbetreibender darf er jedoch seinen Namen durch eine Branchen- oder Sachbezeichnung oder ein Phantasiewort ergänzen.

Der Gewinn ist in der Einkommensteuererklärung zusammen mit den übrigen Einkünften zu versteuern. Der Gewinn wird in Form einer Einnahme-/Überschussrechnung oder einer Bilanz ermittelt. Ob eine Bilanz erstellt werden muss, richtet sich nach bestimmten Größenklassen. Zur Buchführung ab 2004 verpflichtet sind

· Kaufleute im Sinne des Handelsrechts. Nach diesen Vorschriften richtet sich, ob ein Gewerbetreibender bereits als Kaufmann gilt.

· Nichtkaufleute mit einem Umsatz von mehr als 350.000 €.

· Nichtkaufleute mit einem Gewinn von mehr als 30.000 €.

Einzelunternehmen sind die häufigste Unternehmensform (ca. 90% aller Unternehmen sind Einzelunternehmen). 

Gesellschaft bürgerlichen Rechts 

Eine weitere Möglichkeit bietet die Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR), die eine Personengesellschaft darstellt. Hier beginnt die Gründung ebenfalls mit der Aufnahme der Geschäftstätigkeit. Bei einer GbR müssen sich mindestens zwei Personen zusammenschließen. Allgemeine gesetzliche Bestimmungen zur GbR findet man in den §§ 705 ff BGB. Schriftliche Gesellschaftsverträge sind nicht notwendig aber empfehlenswert. Es wird zumindest ein mündlicher Vertrag vorausgesetzt, der den gemeinsamen Zweck der Gesellschafter festlegt. Die Eintragung ins Handelsregister ist nicht erforderlich. Ein Mindestkapital ist wie beim Einzelunternehmen nicht zu erbringen. Bei Schulden haften die Gesellschafter mit dem Gesellschaftsvermögen und ihrem gesamten Privatvermögen. 

Gruppe B:

Die OHG

1. Was ist eine OHG? 

Die OHG ist eine vertragliche Vereinbarung (Gesellschaftsvertrag) von mindestens zwei Personen (Gesellschaftern) zum Betrieb eines Handelsgewerbes unter gemeinschaftlichem Namen (Firma). 

2. Allgemeine Regelungen 

Die Regelungen der §§ 105-160 HGB sind überwiegend dispositives (nachgiebiges) Recht, so dass der Gesellschaftsvertrag, gegen die gesetzlichen Vorschriften, den Vorstellungen der Gesellschafter angepasst werden kann.

Es wird ein Gesellschaftsvermögen ("Gesamthandsvermögen") eingerichtet, indem die Gesellschafter Beiträge (auch Einlagen genannt) entrichten. Diese Einlagen können in Form von Geld, Sachwerten, Rechten oder Dienstleistungen erfolgen. Die Gesellschafter haften für Verbindlichkeiten nicht nur mit ihren Einlagen, sondern auch mit ihrem Privatvermögen (unmittelbar [persönlich], unbeschränkt, solidarisch [gesamtschuldnerisch]).

Grundsätzlich gilt bei der OHG Einzelgeschäftsführung, d.h. jeder Gesellschafter ist zur Geschäftsführung berechtig und verpflichtet. Ausgenommen hiervon sind außergewöhnliche Geschäfte, wie z.B. Grundstückskäufe, -verkäufe, Auflösung der OHG. Bei diesen außergewöhnlichen Geschäften müssen alle Gesellschafter in die Beschlussfassung einbezogen werden. Jeder Gesellschafter kann die OHG nach außen vertreten (Alleinvertretungsvollmacht) und auch Geschäfte tätigen, die nicht im Sinne der anderen Gesellschafter sind. 

Die Gewinnverteilung wird nach dem Prinzip „4% nach Einlage, der Rest nach Köpfen“ vorgenommen, falls keine abweichenden Regelungen im Gesellschaftervertrag aufgeführt sind.  Die Einlagen der Gesellschafter werden also mit 4% verzinst, übersteigt der Gewinn die Verzinsung, so wird der verbliebene Rest durch die Anzahl der Gesellschafter geteilt. Liegt Verlust vor, so wird der Verlustbetrag durch die Anzahl der Gesellschafter geteilt.

Die OHG vereinigt alle Merkmale von persönlichem Unternehmertum wie Selbstständigkeit, Unübertragbarkeit, Unvererbbarkeit. Sie ist besonders für klein- und mittelständische Unternehmen von Bedeutung. Ihre Bildung ist meist durch erhöhten Kapitalbedarf bedingt. Da das Prinzip „Solidarhaftung“ den Kreditgebern eine erhöhte Sicherheit bietet, ist Fremdkapital für die OHG problemlos zu beschaffen. Ein weiterer Grund für die Gründung einer OHG ist ein Zusammenschluss zwischen Personen mit sich ergänzenden Fähigkeiten. 

3. Gründung 

Zur Gründung reicht eine vertragliche Vereinbarung von mindestens zwei Personen zum Betrieb eines Handelsgewerbes unter gemeinschaftlicher Firma. Der Gesellschaftsvertrag ist formfrei; werden Grundstücke in die Gesellschaft eingebracht, gelten die Formvorschriften des BGB (notarielle Beurkundung, Eintrag ins Grundbuch).

4. Eintragung im Handelsregister
Die OHG wird ins Handelsregister eingetragen, dabei muss der Name eines Gesellschafters und der Zusatz OHG enthalten sein. Die Firma kann auch die Namen aller Gesellschafter enthalten.

Gruppe C:

Die KG

1. Was ist eine KG? 

Die KG ist eine vertragliche Vereinbarung (Gesellschaftervertrag) von mindestens zwei natürlichen oder juristischen Personen (Gesellschaftern) (dann: GmbH&Co. KG) zum Betrieb eines Handelsgewerbes unter gemeinschaftlichem Namen (Firma). 

2. Vorfragen 

Die Regelungen der §§ 161-177a HGB sind überwiegend dispositives (nachgiebiges) Recht, so dass der Gesellschaftsvertrag, gegen die gesetzlichen Vorschriften den Vorstellungen der Gesellschafter angepasst werden kann.

Es wird ein Gesellschaftsvermögen ("Gesamthandsvermögen") eingerichtet, indem die Gesellschafter Beiträge (auch Einlagen genannt) entrichten. Diese Einlagen können in Form von Geld, Sachwerten, Rechten oder Dienstleistungen erfolgen. Die Gesellschafter werden bezüglich ihrer Haftung unterschieden. Der Komplementär ("Vollhafter") haftet für Verbindlichkeiten (Schuleden) der Gesellschaft nicht nur mit seinen Einlagen, sondern auch mit seinem Privatvermögen (persönlich, gesamtschuldnerisch). Der Kommanditist ("Teilhafter") dagegen haftet nur mit seiner Einlage.

Die Geschäftsführung darf nur durch die Komplementäre wahrgenommen. Grundsätzlich gilt bei der KG Einzelgeschäftsführung, d.h. jeder Komplementär ist zur Geschäftsführung berechtig und verpflichtet. Ausgenommen hiervon sind außergewöhnliche Geschäfte, wie z.B. Grundstückskäufe, -verkäufe, Auflösung der KG. Bei diesen außergewöhnlichen Geschäften müssen alle Gesellschafter (Komplementär und Kommanditist) in die Beschlussfassung einbezogen werden. Jeder Geschäftsführer kann die KG nach außen vertreten (Alleinvertretungsvollmacht) und auch Geschäfte tätigen, die nicht im Sinne der anderen Gesellschafter sind. 

Die Gewinnverteilung wird nach dem Prinzip „4% nach Einlage, der Rest in angemessenem Verhältnis“ vorgenommen, falls keine abweichenden Regelungen im Gesellschaftervertrag aufgeführt sind.  Die Einlagen der Gesellschafter werden also mit 4% verzinst, übersteigt der Gewinn die Verzinsung, so wird der verbliebene Rest in angemessenem (meist nach Arbeitsaufwand) verteilt. Liegt Verlust vor, so wird der Verlustbetrag ebenfalls in angemessenem Verhältnis aufgeteilt. Die Bezeichnung angemessenes Verhältnis kann zu Problemen führen, weshalb in den meisten Fällen eine entsprechend konkretere Verteilung im Gesellschaftervertrag aufgenommen wird.

3. Gründung 

Zur Gründung reicht eine vertragliche Vereinbarung von mindestens zwei natürlichen oder juristischen Personen (dann: GmbH&Co. KG) zum Betrieb eines Handelsgewerbes unter gemeinschaftlicher Firma. Der Gesellschaftsvertrag ist formfrei; werden Grundstücke in die Gesellschaft eingebracht, gelten die Formvorschriften des BGB (notarielle Beurkundung, Eintrag ins Grundbuch).

4. Eintragung im Handelsregister 

Die KG wird ins Handelsregister eingetragen (Firma und Zusatz KG) und muss den Namen eines Komplementärs und die Bezeichnung KG enthalten. Der Name des Kommanditisten darf nicht in den Firmennamen aufgenommen werden.

Gruppe D:

Die GmbH

1. Was ist eine GmbH? 

Eine GmbH ist eine Gesellschaft, die von den Personen der Gesellschafter weitgehend losgelöst ist. Sie existiert als selbständige rechtliche Einheit (juristische Person) und kann daher als Firma klagen und verklagt werden. Für die Schulden der GmbH haftet die Gesellschafter nur in Höhe ihrer Einlagen (Aber Achtung: die Gesellschafter haften 30 Jahre lang, auch wenn sie nicht mehr Gesellschafter der GmbH sind). 

2. Vorfragen 

Eine GmbH kann von einer Person alleine oder von mehreren Personen gemeinsam gegründet werden. Der Name einer GmbH kann mit wenigen Einschränkungen frei gewählt werden. Die Namen der Gründer müssen nicht in der Firma vorkommen, auch der Gesellschaftszweck muss nicht erwähnt werden. Jedoch muss die Firma die GmbH von anderen Gesellschaften unterscheiden und die GmbH als solche kennzeichnen, üblicherweise durch den Zusatz "GmbH“. Außerdem darf die Firma keine falschen oder täuschenden Angaben enthalten. So darf eine GmbH, die mit Computern handelt, sich nicht "Straßenbau GmbH“ nennen. 

Das Stammkapital einer GmbH muss mindestens Euro 25.000,00 betragen. Ein höheres Stammkapital ist möglich, nach oben sind keine Grenzen gesetzt. Jedoch muss ein Viertel des Stammkapitals - mindestens aber Euro 12.500,00 - bei der Gründung in bar eingezahlt werden. Jeder der Gründer übernimmt einen sogenannten "Geschäftsanteil“. Dies ist seine Beteiligung an der GmbH. Der Nennwert dieses Anteils entspricht dabei meistens dem Betrag, den der Gesellschafter einzahlen muss. 

3. Organe

Eine GmbH hat einen oder mehrere Geschäftsführer. Die Geschäftsführer können Gesellschafter sein, dies ist aber nicht vorgeschrieben. Es können auch außenstehende Personen zu Geschäftsführern berufen werden. Ein Geschäftsführer muss volljährig sein. Er darf nicht wegen Konkursdelikten vorbestraft sein und sollte eine gültige Aufenthaltsgenehmigung für Deutschland haben. Der Geschäftsführer vertritt die Gesellschaft gegenüber Dritten. Beschränkungen, etwa in der Weise, dass der Geschäftsführer zu außergewöhnlichen Verträgen die vorherige Zustimmung der Gesellschafter braucht, wirken nicht gegenüber den Geschäftspartnern. Wenn also der Geschäftsführer als Dienstwagen einen Ferrari kauft, können die Gesellschafter ihn zwar entlassen und Schadensersatz verlangen. Von dem Verkäufer des Ferrari bekommen sie ihr Geld aber nicht zurück. Ein Geschäftsführer bezieht normalerweise ein Gehalt. 

Die Gesellschafterversammlung ist das oberste Organ der GmbH. Dort treffen sich alle Gesellschafter und es werden alle grundsätzlichen Angelegenheiten entschieden.

4. Gründung 

Der Vorgang der Gründung ist eine normale Beurkundung, d.h. der Notar verliest die Gründungsurkunde, die dann von allen Gründern unterschrieben wird. In der Urkunde wird die GmbH gegründet, der Gesellschaftsvertrag wird vereinbart, die Gründer übernehmen die Einlagen, und es wird die erste Geschäftsführung der GmbH bestellt. 

Nun fängt die GmbH rechtlich an zu existieren. Sie ist jetzt eine sogenannte "Vorgesellschaft“, d.h. sie existiert schon, ist aber noch keine vollwertige GmbH. Dies wird sie erst mit der Eintragung im Handelsregister. Bis zu dieser Eintragung sollte die GmbH noch nicht geschäftlich tätig werden. Denn die Geschäftsführer und die Gründer haften bis zur Eintragung persönlich für die Verbindlichkeiten der Vorgesellschaft. 

  

4. Eintragung im Handelsregister 

Wenn der Notar die Eintragung der GmbH im Handelsregister beim Amtsgericht beantragt, müssen die Einlagen eingezahlt sein. Dies müssen die Geschäftsführer in der Anmeldung versichern. Ist die Versicherung falsch, so macht sich der Geschäftsführer strafbar. Die Anmeldung wird erst an das Handelsregister geschickt, wenn die Geschäftsführer dem Notar bestätigt haben, dass die Einzahlungen erfolgt sind. 

Gruppe E:

Die AG

Die Aktiengesellschaft ist eine Gesellschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit (juristische Person), deren Grundkapital in Aktien zerlegt ist. Das Recht der Aktiengesellschaften ist in dem Aktiengesetz vom 06.09.1965 (mit diversen Änderungen bis heute) kodifiziert.

Die Gründung einer AG 
Nach der Gesetzesänderung des Aktiengesetzes Mitte 1994 ("kleine AG") ist selbst bei der Gründung keine Mindestanzahl von Gesellschaftern mehr erforderlich. Auch die Einmann-AG-Gründung ist möglich. Gründer einer AG können natürliche und juristische Personen, auch ausländische, und Personenhandelsgesellschaften (oHG, KG und EWIV) sein.

Das Grundkapital der AG beträgt mindestens 50.000 Euro. Das Kapital kann in Form von Bar- oder Sacheinlagen erbracht werden. Bei Sacheinlagen ist der Nennbetrag der für die Einlage zu gewährenden Aktien in der Satzung festzulegen. Die Aktien können als Nennbetragsaktien oder als Stückaktien begründet werden. Der Mindestnennbetrag der Nennbetragsaktien ist 1,-- EURO. Höhere Aktiennennbeträge sind unbegrenzt zulässig, sofern sie auf volle EURO lauten.
In der Satzung muss bestimmt werden, ob die Aktien auf den Inhaber oder auf den Namen ausgestellt werden. In der Praxis überwiegen Inhaberaktien, die wie bewegliche Sachen durch Einigung und Übergabe übertragen werden können. Namensaktien können durch Indossament übertragen werden. Es können Stammaktien (= Normalaktien) und Vorzugsaktien ausgegeben werden. Vorzugsaktien sind Aktien, die mit einem Vorrecht bei der Verteilung des Gewinns ausgestattet sind. Es können Vorzugsaktien mit oder ohne Stimmrecht ausgegeben werden.

Eine AG kann nahezu alle Zwecke verfolgen, die gesetzlich zulässig sind (Genehmigungspflichtige Gewerbe). Nach dem entsprechenden Standesrecht dürfen allerdings einige freie Berufe nicht in Form einer AG betrieben werden (z. B. Apotheken, Notare und Ärzte) (Gewerbe - Freie Berufe).

Die Firmenbezeichnung der AG kann entweder der Tätigkeit des Unternehmens entlehnt sein (Sachfirma), den Namen eines oder mehrerer Gesellschafter (Namensfirma) oder eine Phantasiebezeichnung enthalten. Auch Kombinationen dieser Elemente sind möglich, die Sachfirma muss in jedem Fall einen individualisierenden Zusatz enthalten. Der Zusatz "Aktiengesellschaft" oder die Abkürzung „AG“ muss in allen Fällen der Firmenbezeichnung beigefügt werden. 

 Die Gründung der AG (einfache Gründung) erfolgt in folgenden Schritten:
Feststellung der Satzung (Gesellschaftsvertrag)
Aufbringung des Grundkapitals
Bestellung der Organe
Einzahlung eines Teils des Kapitals
Erstattung des Gründungsberichts
Gründungsprüfung
Anmeldung und Eintragung ins Handelsregister

Feststellung der Satzung 
Die Feststellung der Satzung (Gesellschaftsvertrag) ist ein Rechtsakt, mit dem sich die Gründer über den Inhalt des Vertrages einigen. Sie muss von einem Notar beurkundet werden. Ab der notariellen Beurkundung bis zur Eintragung der Aktiengesellschaft existiert eine nicht rechtsfähige Voraktiengesellschaft. Erst mit der Eintragung entsteht die Aktiengesellschaft als eigenes Rechtssubjekt.

Die Satzung muss folgende Angaben enthalten:
Firma, Sitz, Gegenstand des Unternehmens, Höhe des Grundkapitals, Nennbeträge der Aktien, Zahl der Aktien sowie Gattung der Aktien (Stammaktien oder Vorzugsaktien), Art ihrer Ausstellung (Inhaber- oder Namensaktien), Zahl der Vorstandsmitglieder und Form der Bekanntmachungen.

Handelsregisteranmeldung und Handelsregistereintragung 
Die AG muss ins Handelsregister eingetragen werden. Sie entsteht erst mit der Eintragung als eigene juristische Person. 
Die Eintragung in das Handelsregister ist schriftlich bei dem örtlich zuständigen Amtsgericht durch alle Gründer, Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrats anzumelden. Die Unterschrift und die Zeichnung der Firma müssen durch einen Notar beglaubigt werden. Sie darf erst erfolgen, wenn auf jede Aktie der eingeforderte Betrag ordnungsgemäß eingezahlt ist und endgültig zur freien Verfügung des Vorstandes steht.

Inhalt der Anmeldung und Anlagen: 
Namensunterschrift der Vorstandsmitglieder
Erklärung und Nachweis der Einzahlung des Kapitals (bei Sacheinlage: Vorlage der entsprechenden Verträge)
Berechnung der Gründungskosten
Gründungsprotokoll und Satzung
Protokoll über Bestellung von Vorstand und Aufsichtsrat
Gründungsbericht und Prüfungsberichte von Vorstand und Aufsichtsrat sowie der Gründungsprüfer
Genehmigungsurkunde (wenn eine staatliche Genehmigung erforderlich ist)

 Das Gericht prüft, ob die Gesellschaft ordnungsgemäß errichtet und angemeldet ist. Die Eintragungen in das Handelsregister werden durch Veröffentlichung im Bundesanzeiger und mindestens einer anderen Zeitung bekannt gemacht.


Verfassung, Organe
Die AG ist körperschaftlich organisiert. Sie ist vom Mitgliederbestand unabhängig und hat eine eigenständige Organisation mit verselbständigten Organen . Das Gesetz schreibt drei Organe vor: Vorstand, Aufsichtsrat und Hauptversammlung. Das Verhältnis der Organe zueinander wird durch eine weitgehend zwingende Kompetenzverteilung bestimmt.

Vorstand 
Die Mitglieder des Vorstandes brauchen nicht Aktionäre zu sein (Fremdorganschaft). Die Zusammensetzung des Vorstandes richtet sich nach der Satzung. Er kann aus einer oder mehreren Personen bestehen. Die Bestellung erfolgt durch den Aufsichtsrat für höchstens fünf Jahre. Eine wiederholte Bestellung ist zulässig.
Die eigentliche Geschäftsführung liegt allein beim Vorstand. Dieser handelt in eigener Verantwortung. Die Geschäftsführungsbefugnis ist grundsätzlich unbeschränkt (soweit nicht die Zustimmung des Aufsichtsrats vorgesehen ist). Der Vorstand vertritt die AG nach außen. Die Vertretungsmacht ist grundsätzlich unbeschränkt.

Hauptversammlung 
Die Hauptversammlung ist das Organ der Aktionäre, in welcher diese ihre Rechte im Verhältnis zur AG ausüben. Die Einberufung der Hauptversammlung obliegt dem Vorstand. Bei der Einberufung und Durchführung der Hauptversammlung sind eine Reihe von Formalien zu beachten. Die Hauptversammlung kann in Fragen der Geschäftsführung nur entscheiden, wenn der Vorstand das verlangt. Weisungen kann sie ihm nicht erteilen. Die Hauptversammlung hat einen Einfluss auf die Geschäftsleitung insoweit, als sie die Anteilseignervertretung für den Aufsichtsrat wählt. Außerdem wählt die Hauptversammlung den Abschlussprüfer und beschließt über die Verwendung des Bilanzgewinns. Sie erteilt die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat.


Aufsichtsrat
Die Hauptaufgabe des Aufsichtsrats besteht darin, die Geschäftsführung des Vorstandes zu überwachen (Kontrollfunktion). Außerdem liegt seine wichtigste Aufgabe darin, die Vorstandsmitglieder zu bestellen bzw. abzuberufen. Ihm obliegt die Einberufung der Hauptversammlung, wenn das Wohl der Gesellschaft es erfordert, die Prüfung des Jahresabschlusses, des Lageberichts und des Gewinnverteilungsvorschlages.
Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Satzung kann mehr Mitglieder vorsehen, sie muss aber durch drei teilbar sein. Wählbar ist grundsätzlich jede natürliche Person. Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden im Handelsregister veröffentlicht.
Der Aufsichtsrat kann selbst weder Geschäftsführungshandlungen vornehmen noch dem Vorstand Weisungen erteilen. Ihm obliegt ganz allgemein die laufende Überwachung der Geschäftsführung des Vorstandes.

Prüfung und Jahresabschluss
Die Dauer des Geschäftsjahres ergibt sich aus dem Gesellschaftervertrag. Es darf allerdings 12 Monate nicht überschreiten. Das erste Geschäftsjahr darf verkürzt werden (Rumpfgeschäftsjahr).
Die AG ist als Handelsgesellschaft verpflichtet, Handelsbücher zu führen. Sie ist verpflichtet, am Schluss eines jeden Geschäftsjahres eine Bilanz (Jahresbilanz) und eine Gewinn- und Verlustrechnung aufzustellen (in deutscher Sprache). Außerdem ist dieser Jahresabschluss um einen Anhang mit Erläuterungen zu erweitern.
Die Prüfung des Jahresabschlusses ist für große und mittelgroße AG's zwingend vorgeschrieben.


Die Wahl der Unternehmensform AG bedeutet für ein Unternehmen die Möglichkeit, sich große Kapitalbeträge zu beschaffen, wie sie ein modernes Großunternehmen benötigt. Da die Aktionäre mit dem Aktienkauf keine weiteren Verpflichtungen eingehen, kann die AG sich auf dem allgemeinen Kapitalmarkt an ein weites Publikum wenden. Wesentlich ist auch die leichte Übertragbarkeit der Aktien, bei börsennotierten Unternehmen über die Börse. Die AG ist die bevorzugte Gesellschaftsform für Großunternehmen.



Gruppe AS:

Die Einzelunternehmung
Die Einzelunternehmung ist die einfachste Rechtsform der Unternehmung für jemanden, der eine Unternehmung gründen möchte und alleine – d.h. ohne die Beteiligung anderer Personen als Gesellschafter – die Geschäfte führen und für die Unternehmung verantwortlich sein möchte.   

Ein Einzelunternehmen wird gegründet durch die Aufnahme der Geschäftstätigkeit. Gesellschaftsverträge sind nicht notwendig. Der Gewerbetreibende wird dann als Kaufmann gemäß § 1 Abs. 1 oder § 2 HGB (Handelsgesetzbuch) oder als sogenannter Kleingewerbe-treibender gemäß § 1 Absatz 2 HGB tätig und haftet persönlich mit seinem gesamten, d.h. auch dem privaten, Vermögen.

Die gesetzliche Grundlage für das Einzelunternehmen ist im HGB von §1 bis §104 geregelt.

Kapitaleinlagen sind gesetzlich nicht zwingend vorgesehen. Sie sind abhängig von der individuellen Finanzkraft und den erforderlichen Investitionen. In der Regel sind es nur einmalige Aufwendungen, z. B. für die Eintragung ins Handelsregister.

Der Einzelunternehmer muss sein Unternehmen beim Gewerbeamt und beim Finanzamt anmelden. Wenn er Arbeitnehmer beschäftigt, muss er ihn auch beim Arbeitsamt und den Krankenkassen der Beschäftigten anmelden. Nachdem er erforderlichen Genehmigungen eingeholt und das Unternehmen angemeldet hat, kann er seine Geschäfte beginnen. 

Der Einzelunternehmer ist Kaufmann, wenn er sich in das Handelsregister eintragen lassen muss oder sich freiwillig eintragen lässt. Dann muss er der Firma seines Unternehmens den Zusatz „eingetragene Kauffrau“, „eingetragener Kaufmann“ oder die entsprechenden Abkürzungen wie z.B. „e.K.“, e.Kfr.“ oder e.Kfm.“ hinzufügen. Auf Geschäftspapieren haben Einzelkaufleute nach § 37a Handelsgesetzbuch neben der Firma und der Rechtsform des Unternehmens auch den Sitz des Unternehmens, das Registergericht und die Registernummer anzugeben.

Ist der Einzelunternehmer nicht Kaufmann, sondern Kleingewerbetreibender und deshalb auch nicht im Handelsregister eingetragen, muss er seine Geschäfte unter seinem Vor- und Zunamen führen. Eine Firma, die voraussetzt, dass er Kaufmann ist und deshalb im  Handelsregister eingetragen ist, darf er nicht führen. Als Kleingewerbetreibender darf er jedoch seinen Namen durch eine Branchen- oder Sachbezeichnung oder ein Phantasiewort ergänzen.

Der Gewinn ist in der Einkommensteuererklärung zusammen mit den übrigen Einkünften zu versteuern. Der Gewinn wird in Form einer Einnahme-/Überschussrechnung oder einer Bilanz ermittelt. Ob eine Bilanz erstellt werden muss, richtet sich nach der Größe seines Betriebes.

Zur Buchführung sind seit 2004 Kaufleute im Sinne des Handelsrechts verpflichtet. Nach diesen Vorschriften richtet sich, ob ein Gewerbetreibender bereits als Kaufmann gilt.

· Nichtkaufleute mit einem Umsatz von mehr als 350.000 €.

· Nichtkaufleute mit einem Gewinn von mehr als 30.000 €.

Einzelunternehmen sind die häufigste Unternehmensform (ca. 90% aller Unternehmen sind Einzelunternehmen). 

Gesellschaft bürgerlichen Rechts 

Eine weitere Möglichkeit bietet die Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR), die eine Personengesellschaft ist. Allgemeine gesetzliche Bestimmungen zur GbR findet man in den §§ 705 ff des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Die Gründung der GbR beginnt ebenfalls mit der Aufnahme der Geschäftstätigkeit. Es müssen sich mindestens zwei Personen zusammenschließen. Schriftliche Gesellschaftsverträge sind nicht notwendig aber empfehlenswert. Es wird jedoch zumindest ein mündlicher Vertrag vorausgesetzt, der den gemeinsamen Zweck der Gesellschafter festlegt. Die  Eintragung ins Handelsregister ist nicht erforderlich. Ein Mindestkapital ist wie beim Einzelunternehmen nicht gesetzlich vorgeschrieben. Bei Schulden haften die Gesellschafter mit dem Gesellschaftsvermögen und ihrem gesamten Privatvermögen. 

Gruppe BS:

Die OHG
1. Was ist eine OHG? 

Die OHG ist eine vertragliche Vereinbarung (Gesellschaftsvertrag) von mindestens zwei Personen (Gesellschaftern) zum Betrieb eines Handelsgewerbes unter gemeinschaftlichem Namen (Firma). 

2. Allgemeine Regelungen 

Die Regelungen der §§ 105-160 HGB sind überwiegend dispositives (nachgiebiges) Recht. Der  Gesellschaftsvertrag kann also den Vorstellungen der Gesellschafter angepasst werden kann, auch wenn diese mit den gesetzlichen Regelungen nicht übereinstimmen.

Es wird ein Gesellschaftsvermögen ("Gesamthandsvermögen") gebildet, indem die Gesellschafter Beiträge (auch Einlagen genannt) entrichten. Diese Einlagen können in Form von Geld, Sach-werten, Rechten oder Dienstleistungen erfolgen. Die Gesellschafter haften für Verbindlichkeiten nicht nur mit ihren Einlagen, sondern auch mit ihrem Privatvermögen (unmittelbar [persönlich], unbeschränkt, solidarisch [gesamtschuldnerisch]).

Jeder Gesellschafter der OHG ist zur Geschäftsführung berechtigt und verpflichtet (Einzel-geschäftsführung). Nur bei außergewöhnlichen Geschäften müssen alle Gesellschafter gemeinsam die Beschlüsse fassen. Solche außergewöhnlichen Geschäfte sind z.B. Grund-stückskäufe, oder –verkäufe und die Auflösung der OHG. Jeder Gesellschafter kann die OHG nach außen vertreten (Alleinvertretungsvollmacht). Er kann sogar Geschäfte tätigen, die nicht im Sinne der anderen Gesellschafter sind. 

Der Gewinn wird nach dem Prinzip „4% nach Einlage, der Rest nach Köpfen“ verteilt, wenn der Gesellschaftervertrag nichts Anderes bestimmt.  Die Einlagen der Gesellschafter werden also mit 4% verzinst. Wenn der Gewinn durch die Verzinsung nicht  aufgebraucht wird, wird der Rest durch die Anzahl der Gesellschafter geteilt. Liegt Verlust vor, so wird der Verlustbetrag durch die Anzahl der Gesellschafter geteilt.

Die OHG kann als solche nicht übertragen und nicht vererbt werden. Sie vereinigt damit alle Merkmale von persönlichem Unternehmertum, zu denen z.B. auch die Selbstständigkeit gehört. Sie ist besonders für klein- und mittelständische Unternehmen von Bedeutung. 

Sie wird häufig gewählt, weil eine Unternehmung mehr Kapital braucht als ein Einzelunternehmer aufbringen kann. Dadurch, dass die Gesellschafter persönlich und solidarisch haften, wird den Kreditgebern eine erhöhte Sicherheit geboten. Deshalb ist Fremdkapital für die OHG meist problemlos zu beschaffen. 

Ein weiterer Grund für die Gründung einer OHG ist ein Zusammenschluss zwischen Personen mit sich ergänzenden Fähigkeiten. 

3. Gründung 

Zur Gründung reicht eine vertragliche Vereinbarung von mindestens zwei Personen, die ein Handelsgewerbe unter einer gemeinsamen Firma betreiben wollen. Der Gesellschaftsvertrag ist formfrei; wenn jedoch Grundstücke in die Gesellschaft eingebracht werden, gelten die Formvorschriften des BGB (notarielle Beurkundung, Eintrag ins Grundbuch).

4. Eintragung im Handelsregister
Die OHG wird ins Handelsregister eingetragen. Die Firma muss den Namen eines Gesellschafters und den Zusatz OHG enthalten. Die Firma kann aber auch die Namen aller Gesellschafter enthalten.

Gruppe CS:

Die KG
1. Was ist eine KG? 

Die KG ist eine vertragliche Vereinbarung (Gesellschaftervertrag) von mindestens zwei natürlichen oder juristischen Personen (Gesellschaftern) (dann: GmbH&Co. KG) zum Betrieb eines Handelsgewerbes unter gemeinschaftlichem Namen (Firma). 

2. Vorfragen 

Die Regelungen der §§ 105-160 HGB sind überwiegend dispositives (nachgiebiges) Recht. Der  Gesellschaftsvertrag kann also den Vorstellungen der Gesellschafter angepasst werden kann, auch wenn diese mit den gesetzlichen Regelungen nicht übereinstimmen.

Es wird ein Gesellschaftsvermögen ("Gesamthandsvermögen") gebildet, indem die Gesellschafter Beiträge (auch Einlagen genannt) entrichten. Diese Einlagen können in Form von Geld, Sach-werten, Rechten oder Dienstleistungen erfolgen.

In der KG gibt es zwei verschiedene Arten von Gesellschaftern: Der Komplementär ("Vollhafter") haftet für Verbindlichkeiten (Schulden) der Gesellschaft nicht nur mit seinen Einlagen, sondern auch mit seinem Privatvermögen (persönlich, gesamtschuldnerisch). Der Kommanditist ("Teilhafter") dagegen haftet nur mit seiner Einlage.

Nur die Komplementäre dürfen die Geschäfte führen. Grundsätzlich ist bei der KG jeder Komplementär zur Geschäftsführung berechtigt und verpflichtet (Einzelgeschaftsführung). Nur bei außergewöhnlichen Geschäften müssen alle Gesellschafter (Komplementäre und Komman-ditisten) gemeinsam die Beschlüsse fassen. Außergewöhnliche Geschäfte sind z.B. Grundstückskäufe, oder –verkäufe und die Auflösung der KG. Jeder Geschäftsführer kann die KG nach außen vertreten (Alleinvertretungsvollmacht). Er kann sogar Geschäfte tätigen, die nicht im Sinne der anderen Gesellschafter sind.

Der Gewinn wird nach dem Prinzip „4% nach Einlage, der Rest im angemessenen Verhältnis“ verteilt, wenn der Gesellschaftervertrag nichts Anderes bestimmt.  Die Einlagen der Gesellschafter werden also mit 4% verzinst. Wenn der Gewinn durch die Verzinsung nicht  aufgebraucht wird, wird der Rest in angemessenem Verhältnis verteilt. Meist wird er nach dem Arbeitsaufwand verteilt. Ein Verlust wird auch in angemessenem Verhältnis verteilt. Der Ausdruck „angemessenes Verhältnis“ kann zu Problemen führen. Deshalb wird die Verteilung des Gewinns und des Verlustes häufig im Gesellschaftsvertrag einer KG konkreter geregelt. 

3. Gründung 

Zur Gründung reicht eine vertragliche Vereinbarung von mindestens zwei natürlichen oder juristischen Personen (dann: GmbH&Co. KG), die ein Handelsgewerbe unter gemeinschaftlicher Firma betreiben wollen. Der Gesellschaftsvertrag ist formfrei; wenn jedoch Grundstücke in die Gesellschaft eingebracht werden, gelten die Formvorschriften des BGB (notarielle Beurkundung, Eintrag ins Grundbuch).

4. Eintragung im Handelsregister 

Die KG wird ins Handelsregister eingetragen. Die Firma muss den Namen eines Komplementärs und den Zusatz KG enthalten. Der Name des Kommanditisten darf nicht in die Firma aufgenommen werden.

Gruppe DS:

Die GmbH
1. Was ist eine GmbH? 

Eine GmbH ist eine Gesellschaft, die von den Personen der Gesellschafter weitgehend losgelöst ist. Sie existiert als selbständige rechtliche Einheit (juristische Person) und kann daher als Firma bei Gericht klagen und verklagt werden. Für die Schulden der GmbH haften die Gesellschafter nur in Höhe ihrer Einlagen. (Aber Achtung: die Gesellschafter haften 30 Jahre lang, auch wenn sie nicht mehr Gesellschafter der GmbH sind.) 

2. Vorfragen 

Eine GmbH kann von einer Person alleine oder von mehreren Personen gemeinsam gegründet werden. Der Name einer GmbH kann mit wenigen Einschränkungen frei gewählt werden. Die Namen der Gründer müssen nicht in der Firma enthalten sein, auch der Gesellschaftszweck muss nicht erwähnt werden. Jedoch muss die Firma die GmbH von anderen Gesellschaften unter-scheiden und die GmbH als solche kennzeichnen, üblicherweise durch den Zusatz "GmbH“. Außerdem darf die Firma keine falschen oder täuschenden Angaben enthalten. So darf eine GmbH, die mit Computern handelt, sich nicht "Straßenbau GmbH“ nennen. 

Das Stammkapital einer GmbH muss mindestens Euro 25.000,00 betragen. Ein höheres Stammkapital ist möglich, nach oben gibt es keine Grenzen. Ein Viertel des Stammkapitals - mindestens aber Euro 12.500,00 – muss bei der Gründung in bar eingezahlt werden. Jeder der Gründer übernimmt einen sogenannten "Geschäftsanteil“. Dies ist seine Beteiligung an der GmbH. Der Nennwert dieses Anteils entspricht dabei meistens dem Betrag, den der Gesellschafter einzahlen muss. 

3. Organe

Eine GmbH hat einen oder mehrere Geschäftsführer. Die Geschäftsführer können Gesellschafter sein, dies ist aber nicht vorgeschrieben. Auch außenstehende Personen können zu Geschäfts-führern berufen werden. Ein Geschäftsführer muss volljährig sein. Er darf nicht wegen Konkurs-delikten vorbestraft sein und sollte eine gültige Aufenthaltsgenehmigung für Deutschland haben. Der Geschäftsführer vertritt die Gesellschaft gegenüber Dritten. Beschränkungen, etwa in der Weise, dass der Geschäftsführer zu außergewöhnlichen Verträgen die vorherige Zustimmung der Gesellschafter braucht, wirken nicht gegenüber den Geschäftspartnern. Wenn also der Geschäfts-führer als Dienstwagen einen Ferrari kauft, können die Gesellschafter ihn zwar entlassen und Schadensersatz verlangen. Von dem Verkäufer des Ferrari bekommen sie ihr Geld aber nicht zurück. Ein Geschäftsführer bezieht normalerweise ein Gehalt. 

Die Gesellschafterversammlung ist das oberste Organ der GmbH. Dort treffen sich alle Gesellschafter und es werden alle grundsätzlichen Angelegenheiten entschieden.

4. Gründung 

Die Gründung einer GmbH muss von einem Notar beurkundet werden, d.h. der Notar liest die Gründungsurkunde vor, die dann von allen Gründern unterschrieben wird. In der Urkunde wird die GmbH gegründet, der Gesellschaftsvertrag wird vereinbart, die Gründer übernehmen die Einlagen, und es wird die erste Geschäftsführung der GmbH bestellt. 

Nun existiert die GmbH rechtlich. Sie ist jetzt eine sogenannte "Vorgesellschaft“, d.h. sie existiert schon, ist aber noch keine vollwertige GmbH. Erst mit der Eintragung im Handelsregister wird sie zur vollwertigen GmbH. Bis zu dieser Eintragung sollte die GmbH noch nicht geschäftlich tätig werden. Denn die Geschäftsführer und die Gründer haften bis zur Eintragung persönlich für die Verbindlichkeiten der Vorgesellschaft. 

  

4. Eintragung im Handelsregister 

Wenn der Notar die Eintragung der GmbH im Handelsregister beim Amtsgericht beantragt, müssen die Einlagen eingezahlt sein. Dies müssen die Geschäftsführer in der Anmeldung versichern. Ist die Versicherung falsch, so macht sich der Geschäftsführer strafbar. Die Anmeldung wird erst an das Handelsregister geschickt, wenn die Geschäftsführer dem Notar bestätigt haben, dass die Einzahlungen erfolgt sind. 

Gruppe ES:

Die AG
Die Aktiengesellschaft ist eine juristische Person, deren Grundkapital in Aktien zerlegt ist. Das Recht der Aktiengesellschaften ist in dem Aktiengesetz vom 06.09.1965 (mit diversen Änderungen bis heute) geregelt.

Die Gründung einer AG 
Nach der Gesetzesänderung des Aktiengesetzes Mitte 1994 ("kleine AG") ist selbst bei der Gründung keine Mindestanzahl von Gesellschaftern mehr erforderlich. Auch die Gründung einer Einmann-AG ist möglich. Gründer einer AG können natürliche und juristische Personen, auch ausländische, und Personenhandelsgesellschaften (z. B. OHG und KG) sein.

Das Grundkapital der AG beträgt mindestens 50.000 Euro. Das Kapital kann in Form von Bar- oder Sacheinlagen erbracht werden. Für beide Formen der Einlagen werden Aktien ausgegeben. Bei Sacheinlagen muss der Nennbetrag dieser Aktien in der Satzung festgelegt werden. Die Aktien können als Nennbetragsaktien oder als Stückaktien ausgegeben werden. Der Mindestnennbetrag der Nennbetragsaktien ist 1,-- EURO. Höhere Aktiennennbeträge sind unbegrenzt zulässig. Sie müssen auf volle EURO lauten.
In der Satzung muss bestimmt werden, ob die Aktien auf den Inhaber oder auf den Namen ausgestellt werden. In der Praxis überwiegen Inhaberaktien, die wie bewegliche Sachen durch Einigung und Übergabe übertragen werden können. Namensaktien können durch Indossament übertragen werden. Es können Stammaktien (= Normalaktien) und Vorzugsaktien ausgegeben werden. Vorzugsaktien sind Aktien, die mit einem Vorrecht bei der Verteilung des Gewinns ausgestattet sind. Es können Vorzugsaktien mit oder ohne Stimmrecht ausgegeben werden.

Eine AG kann nahezu alle Zwecke verfolgen, die gesetzlich zulässig sind (Genehmigungspflichtige Gewerbe). Nach dem entsprechenden Standesrecht dürfen allerdings einige freie Berufe nicht in Form einer AG betrieben werden (z. B. Apotheken, Notare und Ärzte) (Gewerbe - Freie Berufe).

Die Firma der AG kann entweder die Tätigkeit des Unternehmens. Dann ist es eine Sachfirma. Sie kann aber auch den Namen eines oder mehrerer Gesellschafter (Namensfirma) oder eine Phantasiebezeichnung enthalten. Auch Kombinationen dieser Elemente sind möglich, die Sachfirma muss in jedem Fall einen Zusatz enthalten, der sie von anderen Aktiengesellschaften unterscheidet. Der Zusatz "Aktiengesellschaft" oder die Abkürzung „AG“ muss in allen Fällen  beigefügt werden. 

 Die Gründung der AG (einfache Gründung) erfolgt in folgenden Schritten:
Feststellung der Satzung (Gesellschaftsvertrag)
Aufbringung des Grundkapitals
Bestellung der Organe
Einzahlung eines Teils des Kapitals
Erstattung des Gründungsberichts
Gründungsprüfung
Anmeldung und Eintragung ins Handelsregister


Feststellung der Satzung 
Mit der Feststellung der Satzung (Gesellschaftsvertrag) einigen sich die Gründer über den Inhalt des Vertrages. Sie muss von einem Notar beurkundet werden. Ab der notariellen Beurkundung bis zur Eintragung der Aktiengesellschaft existiert eine nicht rechtsfähige Voraktiengesellschaft. 

Die Satzung muss folgende Angaben enthalten:
Firma, Sitz, Gegenstand des Unternehmens, Höhe des Grundkapitals, Nennbeträge der Aktien, Zahl der Aktien sowie Art der Aktien (Stammaktien oder Vorzugsaktien), Art ihrer Ausstellung (Inhaber- oder Namensaktien), Zahl der Vorstandsmitglieder und Form der Bekanntmachungen.


Eintragung in das Handelsregister 
Die AG muss in das Handelsregister eingetragen werden. Sie entsteht erst mit der Eintragung als eigene juristische Person. 
Die Eintragung in das Handelsregister ist schriftlich bei dem örtlich zuständigen Amtsgericht durch alle Gründer, Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrats anzumelden. Die Unterschriften müssen durch einen Notar beglaubigt werden. Der Notar muss auch die Unterschriften der Personen beglaubigen, die für die AG Rechtsgeschäfte abschließen dürfen. 

Die Eintragung in das Handelsregister darf erst erfolgen, wenn auf jede Aktie der eingeforderte Betrag ordnungsgemäß eingezahlt ist und endgültig dem Vorstand zur freien Verfügung steht.

Inhalt der Anmeldung und Anlagen: 
Namensunterschrift der Vorstandsmitglieder
Erklärung und Nachweis der Einzahlung des Kapitals (bei Sacheinlage: Vorlage der entsprechenden Verträge)
Berechnung der Gründungskosten
Gründungsprotokoll und Satzung
Protokoll über Bestellung von Vorstand und Aufsichtsrat
Gründungsbericht und Prüfungsberichte von Vorstand und Aufsichtsrat sowie der Gründungsprüfer
Genehmigungsurkunde (wenn eine staatliche Genehmigung erforderlich ist)

 Das Gericht prüft, ob die Gesellschaft ordnungsgemäß errichtet und angemeldet ist. Die Eintragungen in das Handelsregister werden durch Veröffentlichung im Bundesanzeiger und mindestens einer anderen Zeitung bekannt gemacht.


Verfassung, Organe
Die AG ist körperschaftlich organisiert. Sie ist vom Mitgliederbestand unabhängig und hat eine eigenständige Organisation mit selbständigen Organen . Das Gesetz schreibt drei Organe vor: Vorstand, Aufsichtsrat und Hauptversammlung. Das Verhältnis der Organe zueinander wird durch ist fast vollständig durch die Verteilung der Kompetenzen im Gesetz geregelt.

Vorstand 
Die Mitglieder des Vorstandes brauchen nicht Aktionäre zu sein (Fremdorganschaft). Die Zusammensetzung des Vorstandes richtet sich nach der Satzung. Er kann aus einer oder mehreren Personen bestehen. Die Bestellung erfolgt durch den Aufsichtsrat für höchstens fünf Jahre. Eine wiederholte Bestellung ist zulässig.
Die eigentliche Geschäftsführung liegt allein beim Vorstand. Dieser handelt in eigener Verantwortung. Die Geschäftsführungsbefugnis ist grundsätzlich unbeschränkt (soweit nicht die Zustimmung des Aufsichtsrats vorgesehen ist). Der Vorstand vertritt die AG nach außen. Die Vertretungsmacht ist grundsätzlich unbeschränkt.

Hauptversammlung 
Die Hauptversammlung ist das Organ der Aktionäre. In der Hauptversammlung üben die Aktionäre ihre Rechte im Verhältnis zur AG aus. Der Vorstand muss die einberufen . Bei der Einberufung und Durchführung der Hauptversammlung ist Folgendes zu beachten. Die Hauptversammlung kann in Fragen der Geschäftsführung nur entscheiden, wenn der Vorstand das verlangt. Sie kann ihm keine Weisungen erteilen. Die Hauptversammlung wählt die Vertretung der Anteilseigner für den Aufsichtsrat. Dadurch hat sie einen Einfluss auf die Geschäftsleitung. Außerdem wählt die Hauptversammlung den Abschlussprüfer und beschließt über die Verwendung des Bilanzgewinns. Sie entlastet Vorstand und Aufsichtsrat.

Aufsichtsrat
Die Hauptaufgabe des Aufsichtsrats besteht darin, die Geschäftsführung des Vorstandes zu überwachen (Kontrollfunktion). Seine wichtigste Aufgabe liegt darin, die Vorstandsmitglieder zu bestellen und abzuberufen. Der Aufsichtsrat muss die Hauptversammlung einberufen, wenn das Wohl der Gesellschaft es erfordert, er muss den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag zur Verteilung des Gewinnes prüfen.
Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Satzung kann mehr Mitglieder vorsehen, die Zahl muss aber durch drei teilbar sein. Grundsätzlich kann jede natürliche Person gewählt werden. Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden im Handelsregister veröffentlicht.
Der Aufsichtsrat kann weder Geschäfte für die AG führen noch dem Vorstand Weisungen erteilen. Er überwacht die Geschäftsführung des Vorstandes.

Prüfung und Jahresabschluss
Die Dauer des Geschäftsjahres ergibt sich aus dem Gesellschaftervertrag. Das Geschäftsjahr  darf jedoch 12 Monate nicht überschreiten. Das erste Geschäftsjahr darf verkürzt werden (Rumpfgeschäftsjahr).
Die AG ist als Handelsgesellschaft verpflichtet, Handelsbücher zu führen. Sie ist verpflichtet, am Ende eines jeden Geschäftsjahres eine Bilanz (Jahresbilanz) und eine Gewinn- und Verlustrechnung zu erstellen (in deutscher Sprache). Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung bilden den Jahresabschluss.  Dieser Jahresabschluss muss auch einen Anhang mit Erläuterungen enthalten. Die Prüfung des Jahresabschlusses ist für große und mittelgroße AG's zwingend vorgeschrieben.


Die Wahl der Unternehmensform AG bedeutet für ein Unternehmen die Möglichkeit, sich große Kapitalbeträge zu beschaffen, wie sie ein modernes Großunternehmen benötigt. Da die Aktionäre mit dem Aktienkauf keine weiteren Verpflichtungen eingehen, kann die AG sich auf dem allgemeinen Kapitalmarkt an ein weites Publikum wenden. Wesentlich ist auch die leichte Übertragbarkeit der Aktien, bei börsennotierten Unternehmen über die Börse. Die AG ist die bevorzugte Gesellschaftsform für Großunternehmen.

Ein Unternehmen, das als AG geführt wird, hat die Möglichkeit, sich große Kapitalbeträge zu beschaffen. Das ist für moderne Großunternehmen notwendig. Die Aktionäre bezahlen die Aktien und gehen keine weiteren Verpflichtungen ein. Das führt dazu, dass sich die AG auf dem Kapitalmarkt an ein weites Publikum wenden kann. Außerdem können Aktien leicht übertragen, d.h. z.B. leicht ge- und wieder verkauft werden. Bei Unternehmen, die an der Börse notiert sind, werden die Aktien an der Börse ge- und verkauft. Die AG ist die bevorzugte Rechtsform für Großunterrnehmen.

Arbeitsblatt 1:

für Gruppe

A (blaue Kärtchen): Einzelunternehmen

B (rote Kärtchen): OHG

C (gelbe Kärtchen): KG

D (grüne Kärtchen): GmbH

E (orange Kärtchen): AG

Arbeitsblatt 1A:
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Das Einzelunternehmen 

§                              HGB
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	Vorteile
	Nachteile
	BEDEUTUNG

	
	
	


Arbeitsblatt 1A - Schlüssel
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Das Einzelunternehmen 

§   1-104      HGB
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	Vorteile
	Nachteile
	BEDEUTUNG

	- schnelle Entscheidung

- keine Streitigkeiten in der Führung

- keine Gewinnteilung

- schnelle und einfache Gründung


	- hohe Arbeitsbelastung

- alleiniges Risiko

- Kapitalbeschaffung ist begrenzt


	häufigste Unternehmensform

große Entfaltungsmöglichkeiten des Unternehmens


Arbeitblatt1B/1:
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§                              HGB

[image: image47.wmf]
[image: image48.wmf]
[image: image49.wmf]















	Vorteile
	Nachteile
	BEDEUTUNG

	
	
	


Arbeitsblatt 1B/1- Schlüssel:

Die offene Handelsgesellschaft 

§ § 105 – 160 HGB




















	Vorteile
	Nachteile
	BEDEUTUNG

	- Problemloser Zusammenschluss von Personen

- leicht zu gründen

- keine Mindestkapital erfoderlich


	- Haftung unmittelbar, unbeschränkt und solidarisch

- Gesellschafter kann Geschäfte tätigen, die nicht im Sinne der anderen Gesellschafter sind

- Unvererbbarkeit


	häufige Unternehmensform, da sehr leicht zu gründen




Arbeitsblatt 1B/2:

Geschäftsführung in der OHG










ABER gegenüber Anderen (Außenverhältnis):





Arbeitsblattt 1B/2 - Schlüssel:

Geschäftsführung in der OHG










ABER gegenüber Anderen (Außenverhältnis):





Arbeitsblatt1C:

Die Kommanditgesellschaft 

§                              HGB

















	Vorteile
	Nachteile
	BEDEUTUNG

	
	
	


Arbeitsblatt 1C - Schlüssel:

Die Kommanditgesellschaft 

§ § 161-177 HGB


















	Vorteile
	Nachteile
	BEDEUTUNG

	- leichtere Kapitalbeschaffung

- Haftungsbeschränkung beim Kommanditist

- Kommanditist hat keinen Einfluss auf Geschäftsführung


	Haftung für Komplementär unmittelbar, unbeschränkt, solidarisch
	relativ großer Bedeutungsverlust aufgrund der hohen Haftung


Arbeitsblatt 1D:

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung 














	Vorteile
	Nachteile
	BEDEUTUNG

	
	
	


Arbeitsblatt 1D - Schlüssel:

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung 














	Vorteile
	Nachteile
	BEDEUTUNG

	- wenig Anfangskapital notwendig

- hohe Gestaltungs- und Entscheidungsfreiheit

- kein Haftungsrisiko

- Entscheidungsfreiheit des Geschäftsführers


	- hohe Insolvenzzahlen (da nicht privat gehaftet wird)

- 30 Jahre Haftung

- hohes Stammkapital für Existenzgründer


	Eine der wichtigsten Unternehmensformen, da häufigste Gründung aber auch relativ viele Insolvenzen 


Arbeitsblatt 1E/1:

Die Aktiengesellschaft 

 AktG (                             )













	Vorteile
	Nachteile
	BEDEUTUNG

	
	
	


Arbeitsblatt 1E/1 - Schlüssel:

Die Aktiengesellschaft 

  AktG (Aktiengesetz)














	Vorteile
	Nachteile
	BEDEUTUNG

	- Beschaffung großer Kapitalbeträge

- Leichte Übertragbarkeit


	-hohe formale Anforderungen
	bevorzugte Gesellschaftsform für Großunternehmen


Arbeitsblatt 1E/2:

Organe der AG und ihre Aufgaben














Arbeitsblatt 1E/2 - Schlüssel:

Organe der AG und ihre Aufgaben













Arbeitsblatt 2:

Füllen Sie mit Hilfe Ihres Wissens über die deutschen Unternehmensformen die Tabelle aus.

.

	Unternehmens-form
	geregelt

in
	Mindest-

Gründer
	Mindest-

Kapital
	Haftung
	Geschäfts-führung
	Gewinnverteilung
	Verlustver-teilung
	Besonderheiten
	Vorteile
	Nachteile

	Einzel-

unternehmen


	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	OHG


	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	KG


	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	GmbH


	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	AG


	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	


Schlüssel zu Arbeitsblatt 2 siehe Schlüssel zu Übung 4:

Gruppenpuzzle

Die Methode des Gruppenpuzzles fördert die Fähigkeit zu Kommunikation und Kooperation. 

unter den Schülern. Deshalb wird die Klasse in Gruppen eingeteilt, den so genannten Basisgruppen. Jede Basisgruppe bekommt den gleiche Satz von Aufgaben: Jedes Mitglied

der Basisgruppe erhält eine Aufgabe aus diesem Aufgabensatz, die er/sie ganz alleine bearbeiten muss. Dann werden neue Gruppen gebildet: die so genannten Expertengruppen. Diese Gruppen bestehen aus den Schülern – einem aus jeder Basisgruppe -, die die gleichen Aufgaben zu lösen hatten. Sie sind jetzt Experten und ihre Aufgabe ist es, über ihre Aufgabe mit den anderen Experten zu sprechen. Am Ende soll ein gemeinsames Ergebnis stehen, auf das sich die Experten geeinigt haben.

Dann kehren die Experten in ihre Basisgruppen zurück. Jeder Schüler präsentiert jetzt seine Basisgruppe die Aufgabe und die Lösung. 



Gruppenpuzzle

Text rote Gruppe

Sole traders

These are the most common type of business, making up around 65 per cent of all business in the UK economy. The expression “sole trader” describes any business that is owned and controlled by one person, although they may employ workers. This could be a newsagent's shop, for example. Individuals, who provide a specialist service like hairdressers, plumbers or photographers, are also sole traders. 

The business is controlled by the owner, who makes all the decisions and carries all the responsibility for those decisions. While these can take advice from others, the final decision always rests with the owner. The sole trader can be personally sued or prosecuted for actions that he takes in the course of business operations. In the case of the sole trader there is only one person who receives for the profits of the business and that is the owner. Many sole traders will re-invest a major part of profit in the business. Sole traders will be liable to pay income tax on the business profits. The owner is the boss, so he can make quick decisions without the need to speak to others first.
A sole trader will also be responsible for providing the initial finance to set up the business and for paying the business debts. This is called unlimited liability. This means that the owner may even have to sell personal assets, such as the family home or car, to meet business debts. On the other hand profits do not have to be shared with others. 

Individuals do not have to officially set themselves up as a sole trader, nor register with anyone other than the Inland Revenue and Department of Social Security. The moment that they start trading they automatically become a sole trader. This means that this type of business is cheap and easy to set up. 

Advantages of Sole Traders: 

· Due to the small size of the business there is often no big amount of money needed to set it up.

· It is easy for the owner to keep full control of the business. 

· It is easy to set up as a sole trader, there are few formalities. 

· The owner is the boss, so he can make quick decisions without the need to speak to others first. 

· Profits do not have to be shared with others. 

Disadvantages of Sole Traders: 

· "Unlimited liability" - if the business gets into debt the owner risks losing personal assets to pay bills. 

· If the owner is ill or dies it is difficult for the business to continue to trade. 

· Typically there are long hours and few holidays. 

· Shortage of money can make it difficult to expand. 

Gruppenpuzzle

Text grüne Gruppe

Partnerships

Partnerships are businesses that are owned by two or more people. In general, they cannot have more than 20 partners, unless it is a legal firm or a professional accountancy. Some international businesses have more than one hundred partners. Usually, partnerships are formed to expand the business or to gain expertise. They are to be found most commonly in the service sector, for example among professionals such as accountants, solicitors, and doctors. Each partnership is governed by the Partnership Act 1890 unless the partners decide to draw up a partnership agreement, also called ”Deed of Partnership.” This agreement defines how ownership and control is shared and how the profits are distributed. The Partnership Act is flexible law. That means that it only steps in if there is no deed of partnership or if the deed of partnership does not provide an answer to a question that is answered in the Partnership Act.  
It is more common for the partners of a business to be equal in terms of control and liability. The initial finance will be provided directly by the partners or indirectly by loans they obtain. Due to the fact that there is more than one person financing the business, a partnership might have easier access to larger funds to enlarge the business or expand.

Partners may work in the business and be paid a salary as well as a share of the profits, or they may only invest in the business, and have no involvement in the day to day running of the business. This type of partner is called a "Sleeping Partner." In terms of liability a partnership can be compared with a sole trader. All partners share unlimited liability to the extend of their personal wealth. If one partner is unable to pay their share of the business debts the others would have to cover for him. This means that the wealthiest partner carries a greater risk, but it also means that the risk of the business going bankrupt is much smaller since it does not only rely on one person. In the case of a "Sleeping Partner" the liability is limited to the extend of their investment. However, at least one partner must have unlimited liability. All partners are liable to pay income tax on the profits from the business.
Partnerships come into existence whenever two or more people start to run a business together. They do not need to be registered. If the partnership, for whatever reason, will come to an end, the partners will all receive an equal share.

Advantages of Partnerships: 

· Partners can divide control of the business and specialise in certain areas. 

· Responsibility can be shared, so allowing time off and more holidays. 

· Expansion is easier than sole traders as there is more capital to invest. 

· The business can continue if one partner leaves or dies (although the death of a partner will end the partnership - a new partnership will need to be set up for the business to continue.) 

Disadvantages of Partnerships: 

· Partnerships also have unlimited liability. 

· Disputes can arise over decisions that have to be made, or over the distribution of profits if partners contribute different effort.

Gruppenpuzzle

Text blaue Gruppe

Limited companies

Limited companies differ from sole traders and partnerships in a number of ways. The ownership is indirect. The ownership of a  limited company is sold through shares. The owners are therefore called shareholders. Ownership and control may be separated, however in small companies one person could be owner, director, and manager. 

The shareholders elect a small committee called "Board of Directors" to make decisions on behalf of the company. A "Chairperson" is also elected to regulate board meetings. The board then appoints a "Managing Director" who is responsible for the actual running of the company. 

To become a limited company it is necessary to register with the Registrar of Companies. This process is called incorporation. Two documents are needed which regulate the company’s business operations: 

(  the "Memorandum of Association", which regulates external affairs of the business, sets out the company name, the objects of the business (what it intends to do), and the initial share capital; 

(  the "Articles of Association", which regulate the internal affairs of the business, set out the rights of shareholders, the role of directors and the powers of the company to transfer shares and borrow money. They also state how shareholders’ meetings should be arranged and how often.

There are certain regulations that a limited company has to follow: Annual returns have to be sent to the Registrar. They provide financial and other information. The accounts of a limited companies have  to be audited by an independent firm.  A report about the results that auditing have to be sent to the Registrar, too.

There are certain regulations a limited company has to follow, such as making annual returns to the Registrar providing financial and other information, as well as having the accounts audited by an independent firm.

Incorporation turns the business into a separate legal identity, which means that the business has a separate existence from the owners. Therefore, owners can not be held personally responsible for actions taken  in the course of the business by the director of the company .

A limited company is called “limited company” because its owners, the shareholders, have limited liability. They can only be held liable to the amount they used to buy the shares. In case of bankruptcy, the company is sold and the price received is used to pay back the creditors. The shareholders may not get any money. When making profit, the shareholders receive a share of it in the form of dividends on the shares they own. The company has to pay corporation tax on its profits, and the shareholders will have to pay income tax on the dividends they receive. 

Two types of limited companies exist the Private limited company (Ltd.) and the Public limited company (Plc).

Private limited companies

When forming a private limited company there are some regularities that need to be followed. The name of the company must include the abbreviation "Ltd" for "Limited. " The shares can only be sold privately to friends, relatives and interested investors. It is not allowed to publicly advertise the shares or sell them on the Stock Exchange. The company may restrict share transfer by writing a rule into its articles of association requiring members to offer shares to existing shareholders before attempting to sell them to non-members. The owners do not own the company direct, they own shares. Each share represents part of the company / ownership.

That is why the owners are called shareholders. 

Advantages of Private limited companies:
(  More people contribute money to the business.

(  Has limited liability.

(  Ownership and control are closely connected, e.g. Board of Directors are usually the main 
    shareholders.  

(  Small and less bureaucratic than PLCs, e.g. decisions can be made more quickly.   

(  Is easier to set up than PLC; the incorporation, however, requires a fee.       

Disadvantages of Private limited companies:

( 
The possibilities for finding shareholders are limited because shares cannot be are not to be

  
offered for public sale.

(  
Capital raising may be further limited if the company decides to restrict  the transfer of shares.

( 
Audited accounts have to be available for inspection.  

· The owners of shares do not have direct control over the company, they do not manage the day-to-day business. In a small company, however, one person could be owner, manager and director.
Gruppenpuzzle

Text gelbe Gruppe

Limited companies

Limited companies differ from sole traders and partnerships in a number of ways. The ownership is indirect. The ownership of a limited company is sold through shares. The owners are therefore called shareholders. Ownership and control may be separated, however in small companies one person could be owner, director, and manager. 

The shareholders elect a small committee called "Board of Directors" to make decisions on behalf of the company. A "Chairperson" is also elected to regulate board meetings. The board then appoints a "Managing Director" who is responsible for the actual running of the company. 

To become a limited company it is necessary to register with the Registrar of Companies. This process is called incorporation. Two documents are needed which regulate the company’s business operations: 

(  the "Memorandum of Association", which regulates external affairs of the business, sets out the company name, the objects of the business (what it intends to do), and the initial share capital; 

(  the "Articles of Association", which regulate the internal affairs of the business, set out the rights of shareholders, the role of directors and the powers of the company to transfer shares and borrow money. They also state how shareholders’ meetings should be arranged and how often.

There are certain regulations a limited company has to follow, such as making annual returns to the Registrar providing financial and other information, as well as having the accounts audited by an independent firm.

Incorporation turns the business into a separate legal identity, which means that the business has a separate existence from the owners. Therefore, owners can not be held personally responsible for actions taken in the course of the business by the director of the company .

A limited company owes its name to the fact that its owners, the shareholders, have limited liability. They can only be held liable to the amount they used to buy the shares. In case of bankruptcy, the company is sold and the price received is used to pay back the creditors. When making profit, the shareholders receive a share of it in the form of dividends on the shares they own. The company has to pay corporation tax on its profits, and the shareholders will have to pay income tax on the dividends they receive. 

Two types of limited companies exist the Private limited company (Ltd.) and the Public limited company (Plc).

Public limited companies
Like the private limited company, a public limited company must include an abbreviation, namely "plc", in its title. It is required to have at least the minimum amount of share capital laid down in the Companies Act 1985 (£50,000). It is allowed to an unlimited number of shareholders. Capital can be raised by the fact that the company shares are listed on the Stock 
Exchange. The price of the shares is determined by the demand for them. 

Advantages of PLC's: 

· Can raise share price by publicly selling it. 

· A PLC can borrow money easier because of its large size. 

· A PLC can easily specialise in various different areas. 

Disadvantages of PLC's: 

· The business may be too large, and therefore be inefficient. 

· Ownership can change quickly - takeover bids can be achieved by other companies buying shares. 

· Annual accounts have to be open to public inspection. 

· Shareholders may want short term profits, whilst the directors want to invest profits for long term growth. 

· Formation of a PLC is complicated and expensive.


Übung 1

Basisgruppe

1.
Read the text (with dictionary).

2.
Underline the important words necessary to describe this type of business.

Übung 2

Expertengruppe

1.
Ensure that each and everybody in the group understands the text

2.
Imagine you are a freelance trainer offering business English courses for corporate businesses. At present you are employing 15 members of staff and the turnover p.a. is about 1,5 Million €. The type of business you find in front of you is a suggestion made by your management consultant. Which pros and cons can be identified for agreeing to your consultant’s proposal? Come to a final conclusion.

3.
Surf the internet and try to find examples for the specific types of business. Analyse company histories – it might occur that in some cases different forms of business apply to one company as different companies apply to a single type of business.

Übung 3

Basisgruppe

1.
Explain your type of business to the other students using necessary technical terms

2.
Make a list of maximum ten words which are necessary to describe the main aspects of each type of business being analysed.

3.
Make a list with the specific technical terms for types of business – with explanation.

Übung 4:

Einzelarbeit

1.
Ordnen Sie die englischen Unternehmensformen den entsprechenden deutschen Unternehmensformen zu (Achtung, nicht jede deutsche Unternehmensform hat eine englische Unternehmensform).

Bring the English typs of business together with the German one (Be carful, not each German type of business corresponds to an English one)

2.
Füllen Sie die Tabelle dann mit den englischen Unternehmensformen aus – in Englisch.

Fill in the table with the englisch typs of business – in English

Schlüssel zu  Übung 2:

	Type 
	Example 
	Owners 
	Control 
	Advantages 
	Disadvantages 

	Sole trader 
	Corner shop 
	1 
	With sole trader 
	Requires little capital. Incentive to work hard. Regular customers known. Owner Cab make quick business decisions. 
	Unlimited liability. Difficult to find capital. Long hours worked. Holidays or illness cause problems. 

	Partnership 
	Firm of doctors 
	2 to 20 
	Shared equally between partners 
	Each partner contributes capital. Each partner specialises. Regular customers known. 
	Unlimited liability. One partner's mistake affects all partners. Partners may disagree. 

	Private limited company (Ltd) 
	Small family business 
	1 or more 
	Directors elected by shareholders 
	Limited liability. Shareholders contribute capital. Protected from takeovers. 
	Still limited capital for expansion. Limited economies of scale. 

	Public limited company (plc) 
	Boots 
	2 or more 
	Directors elected by shareholders 
	Limited liability. Large amount of capital can be raised. Economies of scale. 
	Unwanted takeover possible. Can be remote from customers. Potential diseconomies of scale. 


Schlüssel zu Übung 3:

sole traders

· full liability (If the business fails, then the owner is fully responsible for all the business' debts)

· owner decides (total control)

· profits belong to owner (losses, too)

· income tax 

Limited 

· public/private

· register ( has enroll with the Registrar of Companies)

· limited liability (responsibility only up to the value of the shares) 

· shareholders (owners of shares)

· shares (proves your financial contribution to the capital)

· board of directors (a small committee elected by the shareholders to make decisions)

· dividends (profits on shares)

· corporation tax

· legal idendity (business has a separate existence from the owners)

· raise capital (find investors)

· managing director (head of the board of directors)

· board meetings (conferences of the board of directors)

Schlüssel zu Arbeitsblatt 2 und zu Übung 4:

	Unternehmensform
	geregelt

in
	Mindest-

Gründer
	Mindest-

Kapital
	Haftung
	Geschäfts-führung
	Gewinnverteilung
	Verlustver-teilung
	Besonderheiten
	Vorteile
	Nachteile

	Einzel-

unternehmen


	§1-104 HGB
	1
	-
	mit gesamten Privat-vermögen
	Einzelunter-nehmer
	allein
	allein
	keine Formvoschriften / häufigste Unternehmensform
	Anmeldung nur bei Finanz- und/oder Gewerbeamt / einfache Gewinnermittlung / einfache Gewinnverteilung / keine Kompetenzprobleme
	Haftung mit dem gesamten Privatvermögen / schwere Kapitalbeschaffung / U. trägt alleiniges Risiko / U. muss Geschäftsbetrieb alleine unterhalten und gestalten

	sole trader


	
	1
	£  0.--
	full liability
	owner
	the owner keeps it all
	owner 
	very common / cheap and easy to set up / income tax on business profits are to be paid
	only to be registered at the Inland Revenue and Department of Social Security /  no profit sharing /easy decision making 
	unlimited liability / no easy capital raising /  long working hours / holidays or illness cause problems / full responsibility for all decisions taken

	OHG


	§105-160 HGB
	2
	-
	unbegrenzt unmittelbar solidarisch
	jeder Gesell-schafter im Außen-verhältnis allein

im Innenverhältnis nach Vertrag
	4% der Kapital-einlage, Rest nach Köpfen oder gem. Gesellschaftsvertrag
	nach Köpfen oder nach Vertrag oder gem. Gesellschaftsvertrag
	Personengesellschaft / leicht zu gründen / kein Grundkapital
	formfreier Vertrag / problemloser Zusammenschluss mit sich ergänzenden Fähigkeiten / leichtere Beschaffung von Fremdkapital (durch Haftung der Gesellschaft) U. können Geschäftsbetrieb gemeinsam unterhalten und gestalten (Arbeitsteilung)
	Haftung mit Privatvermögen (Solidarhaftung) / Gesellschafter kann im Außenverhältnis ohne Zustimmung der Mitgesellschafter Verträge schließen. / Gewinn/Risiko/Verantwortung wird geteilt/Unvererbbarkeit Unübertragbarkeit

	KG


	§161-177a HGB
	2
	-
	Komplementär siehe OHG

Kommanditist 

nur mit Einlage / für nicht geleistete Einlage haftet er wie Komplementär
	Komplementäre ja

Kommanditisten nein
	4% der Kapital-einlage Rest in angemessenem Verhältnis oder gem. Gesellschaftsvertrag
	in angemessenem Verhältnis oder gem. Gesellschaftsvertrag
	Rückläufige Unternehmensform
	Große Handlungsfreiheit für Komplementär/Aufnahme von Gesellschafter (Kommanditisten) zur Kapitalbeschaffung ohne Geschäftsführungsbefugnis
	Komplementär haftet mit Privatvermögen / Komplementär ist alleine verantwortlich und auch Kommanditisten gegenüber rechenschaftspflichtig

	partnership


	partnership act of 1890
	2 - 20
	--,--
	at least one partner has unlimited liability to the extend of their personal wealth (usually all partners) / sleeping partners to the extend of the investment
	responsibility can be shared (according to the Deed of Partnership)
	Unless the partners agree otherwise, the Partnership Act 1890 states the following accounting rules:

profits and losses are to be shared equally between the partners / no partner is entitled to a salary / partners are not entitled to receive interest on their capital / interest is not to be charged on partners’ drawings / when a partner contributes more capital than agreed, he or she is entitled to receive interest at five per cent per annum on the excess


	small risk of bankruptcy / does not need to be registered 
	only to be registered at the Inland Revenue and Department of Social Security / risk, responsibility and controll can be shared / the initial capital will be provided directly by the partners or indirectly by loans
	disputes can arise / partners have unlimited liability

	GmbH


	GmbHG
	1
	25.000
	in Höhe der Stamm-einlagen
	bestellter Geschäftsführer mit Gehalt
	im Verhältnis der Stammeinlagen
	in Höhe der Einlage
	am häufigsten gegründete Kapitalgesellschaft – größtes Insolvenzrisiko / abhängig von Umsatz und Mitarbeiterzahl besteht Veröffentlichungspflicht (nur mittelgroße und große Unternehmung)/ als Kapitalgesellschaft körperschaftssteuerpflichtig
	beschränkte Haftung / juristische Person
	30 –jährige Haftung / Aufbringung des Stammkapitals von 25.000,--€ / im Falle negativer Geschäftsentwicklung kann Veröffentlichungspflicht von Nachteil sein / rel. aufwendige Gründungsformalitäten

	private limited company 


	Ltd.
	1
	--,--
	liability is limited to the amount invested / in case of bankruptcy the company is sold and the price received is used to pay back the creditors
	managing director (can also be members/shareholder and director)
	shareholders receive dividends on the shares they hold
	Up to amount invested (share)
	for incorporation two documents are necessary: memorandum of association and articles of association – documents need to be handed over to Registrar of Companies / corporation tax on profit / income tax on dividends / shareholders are often members of one family
	Limited liability / shareholders contribute capital / protected from takeovers (if laid down in the articles of association)
	still limited capital for expansion – no trading of stocks at stock exchange / limited economies of scale (sog. Größeneffekt)

	AG


	
	1
	€ 50.000,-- 
	mit Aktieneinlage
	durch Vorstand
	nach Aktiennenn-beträgen
	in Höhe der Einlage-Aktie
	in der HV hat jede Aktie eine Stimme / Mindestnennwert € 1,-- / bevorzugte Gesellschaftsform für große Unternehmen / Veröffentlichungspflichtig / als Kapitalgesellschaft körperschaftssteuerpflichtig
	Beschaffung großer Kapitalbeträge / leichte Übertragbarkeit
	hoher Gründungsaufwand

	public limited company


	Plc.
	1
	£ 50,000.--
	liability is limited to the amount invested / in case of bankruptcy the company is sold and the price received is used to pay back the creditors
	see Ltd.
	see Ltd.
	see Ltd.
	most complex form of business organization / for incorporation two documents are necessary: memorandum of association and articles of association – documents need to be handed over to Registrar of Companies who then issues a certificate of incorporation / distinct legal entity / managed by a board of directors, usually with a chairperson in a non-executive function and a chief executive
	limited liability / large amount of capital can be raised / Economies of Scale.
	Unwanted takeover possible / can be remote from customers / potential diseconomies of scale


Privatvermögen























 “Gruppenpuzzle” �





1. Basisgruppe   (die selben Symbole) 








�








(Arbeitszeit 20 Minuten


Lesen des Textes





2. Expertengruppe  (die selbe Farbe)


 								


�			�			�			�


�				�				�				�


�				�				�				�


( Arbeitzeit 45 Minuten


Austausch von Informationen


Arbeit in der Gruppe, Klärung von Fragen, Lösen der Übungsaufgabe; 





3. Basisgruppe


(Arbeitszeit 45 Minuten


Erklärung der Ergebnisse der Expertengruppe in der Basisgruppe 


Lösung der Übungsaufgabe in der Basisgruppe


 


4. Präsentation/Kontrolle 





A





jeweils eine Frage auf eine gelbe Karte
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jeweils eine Frage auf eine orange Karte








Firma:

















Gründung/Beginn




















Besonderheiten:





jeweils eine Frage auf eine blaue Karte





Haftung:


-














-














-

















Kapital: 700.000,-€





Kapital: 50.000,-€





Privatvermögen
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Privatvermögen








Firma:





Haftung:


Komplementär:


-











-














-











Kommanditist:





Kapital: 700.000,-€





Kapital: 50.000,-€
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Haftung:


















































Firma:








Mindestkapital











Gründung














Organe

















Haftung:


















































Kapital: 700.000,-€








Firma:























Gründung





Kapital: 50.000,-€





Privatvermögen
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                Vorstand























Firma:








Mindestkapital











Gründung (& Satzung)






































Prüfung





Haftung:




















Kapital: 700.000,-€


in: 











Kapital: 50.000,-€


in:
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1.





2.





3.





4.





5.











                Aufsichtsrat
































1.





2.














3.











           Hauptversammlung














                   ���������

















1.





2.





3.





4.





5.























                Vorstand




















Geschäftsführung und Vertretung





Jahresabschluss und Lageberichte





Einberufung der Hauptversammlung





Vorschlag Gewinnverwendung





Berichte an den Aufsichtsrat





Leitungsorgan





Bestellt auf 5 Jahre





Bestellung, Überwachung, Abberufung des Vorstandes


Prüfung


Jahresabschluss


Lagebericht


Einberufung einer außerordentlichen Hauptversammlung











                Aufsichtsrat




















Überwachungsorgan





Wählt auf 4 Jahre











           Hauptversammlung














                   ���������





Wahl der Aktionärsvertreter im Aufsichtsrat





Entlastung Vorstand und Aufsichtsrat





Entscheidung über Gewinnverwendung





Wahl des Abschlussprüfers





Beschlüsse über Satzungsänderungen





Beschlussfassungsorgan





Aktionäre
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Privatvermögen





Haftung:





unbeschränkt mit dem Privatvermögen












































Firma:





mit Zusatz e.K. oder e.Kfm./Kff.

















Gründung:


ohne großen Aufwand möglich
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Gesellschafter








Privatvermögen








Firma:


mit Zusatz OHG














Gründung/Beginn


mit 1. Geschäft existiert die OHG


Eintrag ins Handelsregister deklatorisch








Besonderheiten:


mind. 2 Gesellschafter nötig





Haftung:


- unbeschränkt














- unmittelbar














- solidarisch

















Kapital: 700.000,-€





Kapital: 50.000,-€





Privatvermögen





Gesellschaftsvertrag





B





C





gewöhnliche Geschäfte


- 





- 





-





Einzelgeschäfts-führungsbefugnis





§





außergewöhnliche Geschäfte





- 





- 





Gesamtgeschäfts-führungsbefugnis





§











Einzelvertretungsbefugnis





gewöhnliche Geschäfte














Zum Schutz von Dritten





Gesellschafter








B





C





A





gewöhnliche Geschäfte


-  Kauf von Rohstoffen





- Verkauf von Gütern





- Entlassung





außergewöhnliche Geschäfte





- Kauf/ Verkauf eines Grundstückes





- Geschäftsauflösung





jeder Geschäftsführer allein





Gesamtgeschäfts-führungsbefugnis





Einzelgeschäfts-führungsbefugnis





§ 116 (2) HGB





§ 116 (1) HGB





Einzelvertretungsbefugnis





außergewöhnliche Geschäfte





gewöhnliche Geschäfte








Zum Schutz von Dritten





Zustimmung aller Geschäftsführer
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Privatvermögen








Firma:


mit Zusatz KG








Haftung:


Komplementär


-unbeschränkt











-unmittelbar














-solidarisch











Kommanditist


nur mit Einlage





Kapital: 700.000,-€





Vollhafter / Komplementär





Kapital: 50.000,-€





Teilhafter / Kommanditist





Gesellschaftsvertrag
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Firma:


mit Zusatz GmbH





Mindestkapital:


25.000€








Gründung


Gesellschaftervertrag muss notariell beurkundet sein











Organe


Geschäftsführer


Gesellschafterversammlung














Kapital: 700.000,-€





Haftung:





nur mit Gesellschaftervermögen











30 Jahre
































Kapital: 50.000,-€





Gesellschaftervertrag
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Kapital: 700.000,-€


in:  Aktien








Firma:


mit Zusatz AG





Mindestkapital


50.000€








Gründung (& Satzung)





1 oder mehrere Aktionäre 


Erstellen Satzung (notariell beurkundet)


Eintragung ins Handelsregister (konstitutive Wirkung – erst jetzt besteht die AG)

















Prüfung


Gründungsprüfung


Erstellung eines Jahresberichtes (Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung) zwingend vorgeschrieben


Prüfung durch externen Prüfer





Haftung:





nur mit den Einlagen (Aktien)














Aktionär





Kapital: 50.000,-€


in: Aktien





Satzung





jeweils eine Frage auf eine grüne Karte





jeweils eine Frage auf eine rote Karte








Produced at: Karl-Volkmar-Stoy-Schule – Staatliches Berufsschulzentrum Wirtschaft und Verwaltung – 

Paradiesstr. 5, D-07743 Jena

author: Anke Renker

for: LEONARDO Project (supported by the European Union)

“Language Competence through Bilingual Teaching at Vocational Colleges” 

1
Produced at: Karl-Volkmar-Stoy-Schule – Staatliches Berufsschulzentrum Wirtschaft und Verwaltung – 

Paradiesstr. 5, D-07743 Jena

author: Anke Renker

for: LEONARDO Project (supported by the European Union)

“Language Competence through Bilingual Teaching at Vocational Colleges” 


_1124386993.doc
[image: image1.png]Einzelunternehmen

Gesallschafien

Personengesellschaften

Kapitalgesellschaften

Ges. besonderer At

OHG

K

GmbH & Co. K&
Stille Gesellschaft
BGB Gesellschaft

AG

GmbH

KG a A

(auf Aktienbasis)

Genossenschaft
Y&
[Versicherungs-
verein auf Gegen-

saitigkeit)

J

J

J

- Personenuntermehmung (keine
juristische Person)

- Perstnliche Haftung der
Gesellschatten bzw. des
Einzelunte mehmers)

- Leitung obliegt den
Eigentamern

- Juristische Person (Nur die Gesellschatt,
nicht aber eine Person gnzeigha)

- Nur Gesellschaftsvermagen der
juristischen Person haftet

- Leitung obliegt beauftragten oder
angestellten Managern








_1192399288.bin

_1045568413.psd

